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Zwei deutsche Staaten 
auf einen Schlag 
Politische und wirtschaftliche Startbedingungen von Bundesrepublik und DDR

1. Zwei gleichberechtigte Staatsgründungen oder 
nur eine wirkliche?
Am 15. September 1949 wurde Konrad 
Adenauer mit der erforderlichen absolu-
ten Mehrheit (202 von 402 Stimmen) zum 
Kanzler der Bundesrepublik Deutschland 
gewählt. Am 7. Oktober 1949 wurde Otto 
Grotewohl mit der Bildung der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik 
beauftragt. Diese Daten gelten gemeinhin 
als Gründungsdaten für den westdeut-
schen bzw. den ostdeutschen Staat. In 
jüngeren Veröffentlichungen werden für die 
Bundesrepublik auch gern andere Daten 
genannt, die nach Meinung der Historiker 
besser geeignet sind, den demokratischen 
Charakter der Entstehung der Bundesre-
publik Deutschland zu unterstreichen. Ver-
wiesen wird oft auf den 24. Mai 1949, dem 
Tag, als das Grundgesetz, welches Verfas-
sungscharakter trug, in Kraft trat. Bezug 
genommen wird auch gern auf die erste 
Bundestagswahl, die am 14. August 1949 
stattfand. Doch auch wenn wir uns allein 
auf diese Daten beziehen würden, änderte 
sich wenig an der dichten Aufeinander-
folge der Entstehung beider deutscher 
Staaten. So wurde die »Verfassung einer 
Deutschen Demokratischen Republik« 
am 18./19. März 1949 angenommen. Am 
15./16. Mai 1949 fanden die Wahlen zum 
III. Deutschen Volkskongress statt. Der 
wählte aus seinen Reihen den Deutschen 
Volksrat, der sich wiederum am 7. Okto-

ber 1949 zur Provisorischen Volkskammer, 
dem ersten DDR-Parlament konstituierte. 

Es verwundert nicht, wenn der Biele-
felder Deutschland-Historiker Christoph 
Kleßmann aus der engen zeitlichen Abfol-
ge der Gründungsdaten beider deutscher 
Staaten die Schlussfolgerung zog, es habe 
sich um eine »doppelte Staatsgründung« 
gehandelt und dementsprechend den ers-
ten Band seiner in den 1980 er Jahren er-
schienen deutschen Nachkriegsgeschichte 
betitelte.

Diese so nahe liegende Charakteristik 
des Gründungsgeschehens in Deutsch-
land wird heutzutage von den Mainstream-
Historikern der vergrößerten Bundesre-
publik angegriffen. Einer von ihnen ist der 
(West-) Berliner Historiker Henning Köhler. 
Er schreibt in seiner 2002 veröffentlichten 
deutschen »Jahrhundertgeschichte«: »Eine 
›doppelte Staatsgründung‹ habe 1949 
stattgefunden, hat ein sozialdemokratisch -
er Historiker in den achtziger Jahren festge-
stellt, als dem Zeitgeist gehorchend, Teilung 
und Zweistaatlichkeit als unabänderliche 
Gegebenheiten im Westen weithin aner-
kannt und sogar gerechtfertigt schienen. 
Eine solche These (ist) mit Entschiedenheit 
zu verneinen.« 

Worin haben sich dann aber die ein-
ander in ihrem Ablauf so ähnlichen Grün-
dungsprozesse unterschieden? Köhler gibt 

dem Leser darüber bereitwillig Auskunft: 
»Der Vergleich mit Westdeutschland zeigt 
den Unterschied. Im Sommer 1949 wurde 
die Bundesrepublik auf westalliierte Initia-
tive als demokratischer Staat gegründet, 
nachdem das Grundgesetz ausgearbeitet 
und gebilligt worden war und die ersten 
Wahlen eine breite Zustimmung zu dieser 
Demokratiegründung ergeben hatte. Ganz 
anders lagen die Verhältnisse in der Sow-
jetzone. Das war keine Staatsgründung 
aus eigener Kraft, sondern die Etablierung 
einer Marionettenregierung, die den Willen 
des Volkes … befürchten musste.« 

Ähnlich wie Köhler argumentiert der Ber-
liner Historiker Heinrich August Winkler im 
Band II seiner »Der lange Weg nach Wes-
ten« betitelten »Deutschen Geschichte.« 
Keinen Anlass, von Kleßmanns Vorstellung 
abzugehen, sah dagegen der (Ost-) Berli-
ner Deutschlandhistoriker Ralf Badstübner, 
als er – auf Kleßmanns Publikation anspie-
lend – 1999 sein Buch »Vom ›Reich‹ zum 
doppelten Deutschland« veröffentlichte. 

Den Leser muss der Wechsel in der 
Sicht auf die Entstehung der Bundesre-
publik bzw. der DDR zwangsläufi g miss-
trauisch stimmen. Denn wenn Kleßmanns 
Darstellung »dem damaligen Zeitgeist 
gehorchend« zustande kam, dann fragt 
er sich, welchem Zeitgeist gehorchend 
die heutige Mainstream-Ansicht über die 
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Unvergleichbarkeit beider Staatengrün-
dungsvorgänge zustande kam? Existierte 
womöglich noch eine dritte Wahrheit über 
die Entstehung von DDR und BRD? Diese 
Fragen versucht dieses Kontrovers-Heft 

Es ist sicher zweckmäßig, zunächst einmal 
näher auf die Thesen derjenigen Historiker 
einzugehen, die die heute dominierende 
Auffassung vertreten, dass man nicht von 
einer doppelten Staatsgründung sprechen 
könne. Publikationen mit dieser Auffassung 
werden dem Leser, der sich dafür interes-
siert, was vor 60 Jahren geschehen ist, 
zuerst in die Hände fallen, wenn er sich 
kundig machen will. Einige dieser Bücher 
haben durch preiswerte Lizenzausgaben 
der Bundeszentrale für politische Bildung 
weite Verbreitung gefunden.

Hier seien zunächst die wichtigsten The-
sen der Anhänger der Auffassung von der 
Unvereinbarkeit eines Vergleichs der Grün-
dungsaktivitäten in beiden deutschen Staa-
ten genannt:

1. Im Westen erfolgte die »Staatsgründung 
aus eigener Kraft«, im Osten entstand 
dagegen eine »Marionettenregierung« 
der Sowjets.

2. Im Westen entstand die BRD als de-
mokratischer Staat: Ein Grundgesetz 
wurde ausgearbeitet und gebilligt, ers-
te Wahlen ergaben eine breite Zustim-
mung zum Projekt Bundesrepublik, aus 
denen dann die erste Bundesregierung 
hervorging. »Gänzlich anders als in den 
Westzonen verlief der Gründungspro-
zess in der sowjetischen Besatzungszo-
ne«, argumentiert Köhler, Winkler nennt 
die Bundesrepublik »die zweiten Demo-
kratie« und bezeichnet die Deutsche 
Demokratische Republik als »zweite 
Diktatur auf deutschem Boden«.

3. Während die Gründungsväter der Bun-
desrepublik an bewährte Traditionen in 
der deutschen Politik und Wirtschaft 
anknüpfen konnten, wurde dem Osten 
ein den deutschen politischen Tradi-
tionen völlig fremdes Regime aufge-
zwungen. Bei Köhler liest sich das so: 
»Die DDR war ein Staat ohne Wurzeln 
in der deutsche Geschichte, ein Staat 
dessen Gründung vor allem auf den 
Interessen der Besatzungsmacht be-

ruhte. Diese pfropfte ihm ihr politisches, 
wirtschaftliches und soziales System 
auf, das jedoch den politischen Tradi-
tionen und der Wirtschaftsstruktur in 
diesem Land vollkommen widersprach. 
Ihre deutschen Kollaborateure hatten 
vor 1933 nur einen marginalen Teil der 
deutschen Gesellschaft repräsentiert.« 

4. Im Westen kam es zu einer Staatsgrün-
dung mit gesamtdeutschen Ansprü-
chen, d. h. mit Blick auf eine Vereinigung 
des Gebiets aller Besatzungszonen in 
einem Staat, im Osten traten nach Köh-
ler »die gesamtdeutschen Ansprüche 
völlig zurück.« 

Diese Argumente laufen darauf hinaus, 
dass es sich in Nachkriegsdeutschland – 
um Badstübner zu zitieren – um eine »nor-
male, kontinuierliche und quasi selbstver-
ständliche Entwicklung vom Reich zur 
Bundesrepublik« gehandelt habe, »verbun-
den mit einer angeblich kommunistischen 
Sonderentwicklung der sowjetischen Be-
satzungszone«. Inwieweit verträgt sich 
diese Argumentation mit den historischen 
Tatsachen? Der Leser ist eingeladen, sich 

seine Meinung zu bilden, in dem die ange-
führten Argumente Punkt für Punkt an den 
historischen Tatsachen gemessen werden.

1. Die Rolle der Deutschen und der 
Besatzungsmächte in der Vorbereitung 
der Staatsgründungen
Unbestritten ist: Die Alliierten hatten in ihren 
jeweiligen Zonen die oberste Regierungs-
gewalt. Alle Schritte, die die Westdeut-
schen bzw. die Ostdeutschen in Richtung 
Gründung eines Staates unternahmen, 
mussten von »ihren« Besatzungsmächten 
gebilligt werden. Aber wer gab den Anstoß, 
die Deutschen oder die Alliierten? Wer wur-
de zuerst aktiv?

»Am 1. Juli 1948 überreichten die Militär-
gouverneure Frankreichs, Großbritanniens 
und der USA den elf westdeutschen Minis-
terpräsidenten in Ausführung der Londoner 
Empfehlungen drei Dokumente«, können 
wir bei Georg Fülberth in seiner »Deut-
schen Geschichte seit 1945« nachlesen: 
»1. Den Vorschlag, eine Verfassungsge-
bende Versammlung einzuberufen; 2. die 
Anregung, die Ländergrenzen zu überprü-
fen; 3. Grundsätze eines künftigen Besat-
zungsstatuts«. Auf die »Londoner Empfeh-

2. Die Staatsgründungen unter politischem Aspekt

zu beantworten. Dabei wird so vorgegan-
gen, dass der Vorgang der Entstehung von 
»zwei Staaten auf einen Schlag« nicht ein-
fach bewertet, sondern auf der Grundlage 
von historischen Tatsachen und Zusam-

menhängen argumentiert wird, die es dem 
Leser erlauben sollen, sich seine Meinung 
selbst zu bilden. Die Fragen am Ende des 
Heftes sollen ihm helfen, die von ihm ge-
wonnene Auffassung zu akzentuieren. 

Die Militärregierung der Bizone
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lungen« hatte sich eine Konferenz der drei 
westlichen Alliierten und der Beneluxstaa-
ten geeinigt, die von Ende April bis Anfang 
Juni in der britischen Hauptstadt getagt 
hatte. Den Ministerpräsidenten der West-
zonenländer wurden die Empfehlungen in 
Frankfurt am Main übergeben, dem Sitz 
des amerikanischen Militärgouverneurs. 
Sie hießen nun auch nicht mehr »Empfeh-
lungen«, sondern »Frankfurter Dokumen-
te«, um klar zu machen, dass es zu den 
Kernaussagen in den Konferenzbeschlüs-
sen kein »Wenn und Aber« gab. Wenn 
Winkler über die Reaktion der Ministerprä-
sidenten schreibt: »Vom 8. bis 10. Juli be-
rieten diese … bei Koblenz über die Vorla-
ge« und damit den Eindruck erweckt, man 
habe dazu Stellung nehmen, diesen oder 
jenen Bestandteil akzeptieren oder ableh-
nen können, dann färbt er einfach schön. 

Den Ministerpräsidenten der 11 Länder 
gelang es lediglich in Koblenz gegenüber 
dem tonangebenden amerikanischen Mi-
litärgouverneur Clay durchzusetzen, dass 
die auszuarbeitende Verfassung den Namen 
Grundgesetz erhalten sollte, um deren provi-
sorischen Charakter (gegenüber einer spä-
teren Verfassung für Gesamtdeutschland) 
kundzutun. Aus dem gleichen Grunde nann-
te sich das mit der Ausarbeitung der Verfas-
sung beauftragte Gremium von Parlamenta-
riern auch »Parlamentarischer Rat« und nicht 
»Verfassungsgebende Versammlung.«

Anders als Winkler ist Köhler, was das 
Verhältnis der höchsten Repräsentanten 
der Westzonen zu ihren Militärgouver-
neuren betrifft, erstaunlich kritisch. »Die 
schroffe Aufforderung der Besatzungs-
mächte an die westdeutschen Ministerprä-
sidenten, gefälligst einen Staat zu gründen, 
steht einmalig da«, heißt es in seiner »Jahr-
hundertgeschichte«. Und weiter: »So kam 
es zu der eigenartigen Situation, dass die 
Westdeutschen einen Staat gründen soll-
ten, den sie gar nicht wollten.« Gleichzeitig 
hatten die bundesdeutschen Politiker zu 
schlucken, dass sich die Alliierten weiter-
hin die Entscheidungen in der Außenpolitik, 
bei der Kontrolle über das Ruhrgebiets und 
über die Reparationen vorbehielten. 

Der französische Politologe und Publi-
zist Alfred Grosser wies in seiner Festrede 
vor dem Deutschen Bundestag anlässlich 
des 60. Jahrestages der Konstituierung 
des Parlamentarischen Rates am 6. Sep-
tember 2008 darauf hin, dass »vor dem 
Grundgesetz die Westmächte ein Besat-
zungsstatut verabschiedet hatten, das 
dem neuen Staatsgebilde kaum Befug-
nisse zugestanden hatte, noch nicht einmal 
das Recht, eine Außenpolitik mit diploma-

tischen Vertretern zu haben. Das geschah 
erst im März 1951.« 

Die Westmächte ließen die neue Re-
gierung auch so spüren, dass es sich bei 
den Vertretern der deutschen Regierung 
noch nicht um gleichberechtigte Partner 
handelte. Von westdeutschen Historikern 
wird in diesem Zusammenhang gern die 
»Teppichszene« beschrieben: Als sich das 
Kabinett Adenauer den ehemaligen Mili-
tärgouverneuren und nunmehrigen Hohen 
Kommissaren der drei Westmächte in de-
ren Residenz auf dem Petersberg bei Bonn 
zum ersten Mal vorstellte, wagte Adenauer 
den Schritt auf jenen Teppich, auf dem die 
Hohen Kommissare standen, um auf diese 
Weise den Wunsch nach einem Verhandeln 
auf gleicher Augenhöhe mit den ehema-
ligen Besatzungsmächten zu demonstrie-
ren. Erst 1955 wurde die Bundesrepublik 
fast vollständig souverän. 

Auch im Osten waren die Vorstellungen 
der Besatzungsmacht für den Weg zum 
eigenen Staat maßgebend. Otto Grote-
wohl, damals einer der Co-Vorsitzenden 
der SED, hatte am 30. Juni 1948 bekannt, 
»dass die Ausrichtung unserer Partei … 
sich eindeutig und ohne jeden Vorbehalt 
nach dem Osten zu orientieren hat«. Je-
doch gab die sowjetische Besatzungs-
macht keine »Empfehlungen« oder »Do-
kumente« zur baldigen Staatsgründung im 
Osten Deutschlands vor. Derartige Fragen 
wurden mündlich geregelt, wenn die SED-
Spitze in Moskau bei der Sowjetführung 
antrat. Mit der Gründung der DDR wurde 
die Militäradministration in eine Kontroll-
kommission umgewandelt. »Die Aufgabe 

der Sowjetischen Kontrollkommission«, 
hieß es in einer Erklärung, »besteht in der 
Kontrolle der Durchführung der Potsda-
mer Beschlüsse und der anderen von den 
vier Mächten gemeinsam getroffenen Ent-
scheidungen über Deutschland«. Ob im 
Osten bei der Staatsgründung die »Tep-
pichfrage« überhaupt stand? Die Antwort 
lautet: »Nein«. Als sich Otto Grotewohl 
am 11. November 1949 im sowjetischen 
Hauptquartier in Berlin-Karlshorst vorstell-
te, begrüßte ihn der Vertreter der sowje-
tischen Besatzungsmacht, Generalmajor 
A. G. Kotikow, auf dem Teppich. Erst 1955 
wurde die DDR fast vollständig souverän. 

2. Politische Legitimation der Verfas-
sungsgebende Versammlungen und 
die Verabschiedung der Verfassungen
Die Aufgabe, den Westzonen, ein Grund-
gesetz zu geben, übertrugen die Minister-
präsidenten der 11 Länder zunächst einem 
»Verfassungskonvent«, der vom 10. bis 
23. August 1948 in Hohenchiemsee tagte. 
Jedes der Westzonenländer konnte in das 
Gremium zwei Sachverständige entsen-
den. Dieses »Expertengremium ohne poli-
tische Legitimation«, so Kleßmann, einigte 
sich auf die Grundzüge der bundesrepubli-
kanischen Verfassung. Die Ergebnisse von 
Hohenchiemsee dienten dem ab 1. Sep-
tember 1948 tagenden Parlamentarischen 
Rat als Grundlage seiner Arbeit. Der Par-
lamentarische Rat besaß eine abgeleitete 
politische Legitimation, da die gewählten 
Landtage der Bundesländer in ihn Abge-
ordnete entsprechend dem Parteienpro-
porz delegiert hatten. Zunächst war des-
halb vorgeschlagen worden, die Vertreter 
der verfassungsgebenden Versammlung, 
die Parlamentarischer Rat genannt wur-
de, zu wählen. Doch dieses Element der 
direkten demokratischen Mitbestimmung 
war von den 11 Ministerpräsidenten ver-
worfen worden. 

Manche Abgeordnete verspürten an-
fangs eine »schauderhafte Gewissens-
qual«, eine Verfassung zu vollenden, die 
nur für einen Teil Deutschlands Geltung er-
langen sollte, d. h. dazu beitragen würde, 
Deutschland zu spalten. Was sie nicht zur 
Kenntnis nehmen wollten: Die Spaltung 
Deutschlands war 1948 bereits weitge-
hend Realität. 

Unerfreulich waren für die Abgeordne-
ten auch die wiederholten Konfl ikte mit 
den Alliierten, die ihr im Besatzungsstatut 
niedergelegtes Recht unterstrichen »auf 
Weisung ihrer Regierungen die Ausübung 
der vollen Gewalt ganz oder teilweise wie-
der zu übernehmen, wenn sie dies als we-

Otto Grotewohl (1894–1964)
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und Artikel 92 (Übertragung des Block-
prinzips auf die Regierungsbildung) setzte 
sich die DDR-Verfassung aber zugleich von 
Weimar ab. Die Eigentumsrechte wurden 
in der Verfassung garantiert, auf die Sozi-
alpfl ichtigkeit des Eigentums hingewiesen, 
ein »öffentlicher Wirtschaftsplan« festge-
schrieben. Die Vertreter von CDU und LDPD 
im Verfassungsausschuss des Deutschen 
Volksrates verhinderten, dass die Verfas-
sung »die Möglichkeit verankerte, die anti-
faschistisch-demokratischen Verhältnisse in 
Richtung Sozialismus weiterzuentwickeln.« 
Einen Hinweis auf die führende Rolle der 
marxistisch-leninistischen Partei enthielt 
die DDR-Verfassung demzufolge nicht. Be-
wusste Übernahmen aus der sowjetischen 
Verfassung von 1936 (die so genannte Sta-
linsche Verfassung) unterblieben. 

4. Die gesamtdeutschen Bezugnahmen 
bei den Staatsgründungen
Die Staatsgründungen erfolgten jeweils in 
einem Teil des Gebietes, dessen Grenzen 
die Potsdamer Konferenz festgelegt hatte. 
Der Vorwurf des Separatismus der von den 
beiden deutschen Regierungen nach ihrer 
Gründung wechselseitig erhoben wurde, 
war insofern gerechtfertigt. Jede der beiden 
Regierungen wies allerdings zugleich den 
Vorwurf des Separatismus mit dem Hinweis 
zurück, dass der Beitritt zum eigenen Staat 
dem anderen Teil Deutschlands offen ste-
he. Die bundesrepublikanische Verfassung 
regelte die Aufnahme weiterer deutscher 
Länder über die Beitrittsbestimmungen 
gemäß dem (bis 1990 so geltenden) Arti-
kel 23. Die Verfassung der DDR war von 
vornherein als gesamtdeutsche Verfassung 
konzipiert worden, die provisorisch erst ein-
mal nur für das Gebiet zwischen Elbe/Saale 
und Oder Gültigkeit erlangte. Nach Artikel 
146 des Grundgesetzes blieb die Ausarbei-
tung einer endgültigen gesamtdeutschen 
Verfassung im Falle einer künftigen Wieder-
vereinigung einem aus allen Teilen Deutsch-
lands zusammengesetzten demokratisch 
legitimierten Gremium überlassen. 

sentlich erachten … zur Aufrechterhaltung 
der demokratischen Regierungsreform in 
Deutschland …«. Am 8. Mai 1949 war es 
dann so weit. Das Grundgesetz wurde mit 
den Stimmen der CDU, SPD und FDP an-
genommen, je zwei Vertreter der Liberalen, 
des Zentrums und der KPD lehnten es aus 
unterschiedlichen Gründen ebenso ab wie 
die sechs CSU-Mitglieder des Parlamen-
tarischen Rates. Die Alliierten stimmten 
am 12. Mai zu, am 23. Mai 1948 wurde 
das »Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland« durch die Vertreter der Län-
derparlamente offi ziell in Bonn verkündet. 

Im Osten Deutschlands war die Aus-
arbeitung einer Verfassung in die Hände 
des Deutschen Volkskongresses gelegt 
worden. Seine Mitglieder waren teils von 
Parteien und Massenorganisationen be-
stimmt, teils auf öffentlichen und Betriebs-
versammlungen ausgewählt worden. Die 
überwiegende Zahl der Delegierten kam 
aus der SBZ. Der Vorsitzende der Ost-Li-
beralen, Willhelm Külz, hat seinerzeit den 
1. Deutschen Volkskongress als »höchst 
zufällig zusammendirigiert« kritisiert. Der 
zweite Volkskongress tagte im März 1948 
und beschloss die Konstituierung eines 
»Deutschen Volksrates«. Ein vom Volksrat 
gebildeter Verfassungsausschuss wurde 
mit der Ausarbeitung eines Verfassungs-
entwurfs beauftragt, der Mitte April 1948 
seine Arbeit aufnahm und nach Exper-
tenanhörungen Ende Juli 1948 eine »Ver-
fassungsrichtlinie« als Grundlage für die 
weitere Ausarbeitung der Verfassung 
annahm. Der Verfassungsentwurf wurde 
dann Ende Oktober 1948 dem 2. Deut-
schen Volksrat vorgelegt. Der 3. Deutsche 
Volkskongress, der im Mai 1949 zusam-
mentrat, wurde anders als seine Vorgän-
ger nach einer Einheitsliste gewählt. Die 
Stimmabgabe war verbunden mit einer 
Volksabstimmung über die Frage: »Willst 
Du die Einheit Deutschlands und einen ge-
rechten Frieden?« Von den gültigen Stim-
men wurden 66,1 % als Ja- und 33,9 % 
als Nein-Stimmen registriert. In den Augen 

der Ostparteien, von CDU bis SED war der 
Volkskongress damit politisch eindeutig le-
gitimiert. Am 30. Mai stimmte er bei einer 
Gegenstimme dem Verfassungsentwurf zu.
Die sowjetische Besatzungsmacht hatte 
mit Blick auf die schon fortgeschrittenen 
Arbeiten an der westdeutschen Verfas-
sung wiederholt zur Eile gedrängt. 

3. Die Berücksichtigung deutscher 
politischer Traditionen 
Sowohl das »Grundgesetz für die Bundes-
republik Deutschland« als auch die »Ver-
fassung der Deutschen Demokratischen 
Republik« knüpften an die Weimarer Verfas-
sung, vor allem bezüglich des Grundrech-
tekatalogs, an und setzten sich mit ihr in 
einigen Punkten auch kritisch auseinander. 
Allerdings hatte die verfassungsgebende 
Versammlung von 1919 ungeachtet der 
militärischen Niederlage Deutschlands im 
Ersten Weltkrieg ohne jede Einmischung 
von außen arbeiten können. Die Abge-
ordneten des Parlamentarischen Rates 
einigten sich auf eine gegenüber der Wei-
marer Verfassung stärkere Legislative. Das 
geschah sowohl auf Kosten der Stellung 
des Staatspräsidenten als auch auf Kosten 
von Elementen der direkten Demokratie so-
wie der Nutzung von basisdemokratischen 
Institutionen wie Volksbegehren und Volks-
abstimmungen über wichtige politische 
Fragen. Die Abgeordneten stärkten die ver-
antwortliche Regierung gegenüber den (im 
Bundestag vertretenen) Parteien durch die 
Einführung eines »konstruktiven Misstrau-
ensvotums«, um den Sturz des Bundes-
kanzlers zu erschweren. Gestärkt wurde 
auch der föderative Charakter des Landes. 
Die Eigentumsrechte wurde garantiert. Sei-
ne Sozialpfl ichtigkeit festgeschrieben. Be-
wusste Anlehnungen an die amerikanische 
Verfassung enthielt das Grundgesetz nicht.

Auch die ostdeutsche Verfassung zeigte 
nach Kleßmann »starke Anklänge an die 
Weimarer Verfassung«. So beschlossen die 
Abgeordneten einen umfassenden Grund-
rechtekatalog. Mit Artikel 6 (Boykotthetze) 

Die Mehrzahl der Historiker neigt dazu, die 
Staatsgründungen allein aus politischer und 
verfassungsrechtlicher Sicht zu beschrei-
ben. Das ist jedoch nur ein Teil der histo-
rischen Wahrheit. Die beiden Staatsgrün-
dungen, die die Spaltung Deutschlands 
bewirkten, hatten auch ihre ökonomische 

Seite. Wie wichtig die sein kann, hat sich 
gerade bei der Aufhebung dieser Spaltung 
im Jahre 1990 gezeigt. Die wirtschaftliche 
Vereinigung vollzog sich zusammen mit der 
Währungsunion entsprechend einem  zum 
1. Juli 1990 in Kraft tretenden Staatsver-
trag. Der Einigungsvertrag, der am 3. Ok-

3. Die Staatsgründungen unter wirtschaftlichem Aspekt
tober 1990 Gültigkeit erlangte, vollendete 
lediglich, wozu der Staatsvertrag den ent-
scheidenden Grundstein durch die Über-
nahme der marktwirtschaftlichen Ordnung 
der BRD gelegt hatte. Die Komplikationen, 
die sich für die letzte DDR-Regierung aus 
der wirtschaftlichen Einheit ergaben, ließ sie 
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auf eine rasche Vollendung der politischen 
Einheit drängen. 

Aber muss das Gewicht der wirtschaft-
lichen Tatsachen und Zusammenhänge 
immer so groß (gewesen) sein wie 1990? 
Der Bielefelder Wirtschaftshistoriker Werner 
Abelshauser, Verfasser einer »Deutschen 
Wirtschaftsgeschichte seit 1945« bejaht 
die Frage, wenn er schreibt: »Deutsche Ge-
schichte ist seit 1945 vor allem Wirtschafts-
geschichte. Nichts hat den westdeutschen 
Staat stärker geprägt als eine wirtschaft-
liche Entwicklung, … Aber auch der aus der 
sowjetischen Besatzungszone hervorge-
gangene zweite deutsche Staat hatte sein 
Schicksal von Anfang an eng mit der Verhei-
ßung wirtschaftlichen Erfolgs verknüpft.« 

Unter wirtschaftlichem Aspekt war der 
Beginn der deutschen Nachkriegsgeschich-
te zunächst erfreulicher als unter politischen. 
Administrativ war Deutschland gemäß den 
Beschlüssen der Potsdamer Konferenz vom 
Juli/August 1945 in vier Besatzungszonen 
geteilt. Jede Besatzungsmacht herrschte 
souverän über ihr Territorium. Wirtschaftlich 
sollte Deutschland aber als Einheit betrach-
tet werden. Zwar kamen die geplanten deut-
schen Zentralverwaltungen unter Staatsse-
kretären für Finanzen, Transport, Verkehr, 
Außenhandel und Industrie wegen eines 
französischen Vetos nicht zustande. Aber 
es gab erstens Abkommen über »Interzo-
nenhandel«. Zölle und Abgaben wurden für 
Warenlieferungen, die die Zonengrenzen 
passierten, nicht erhoben. Deutschland als 
wirtschaftliche Einheit war zweitens auch 
als Reparationseinheit zu verstehen. Da die 
Sowjetunion durch die nationalsozialistische 
Kriegsführung weit mehr Schaden erlitten 
hatte, als die Westalliierten Frankreich und 

Großbritannien, wurde sie auf der Potsda-
mer Konferenz berechtigt, Demontagegüter 
nicht nur in ihrer Zone sondern auch aus 
den Westzonen, vor allem dem Ruhrgebiet, 
zu beziehen. Drittens gab es gemeinsame 
Vorstellungen über die zukünftige Wirt-
schaftsstruktur Deutschlands. Ein Industrie-
niveauplan zur Begrenzung der deutschen 
Wirtschaftskraft, vor allem bezogen auf die 
Schwerindustrie, der für alle Zonen galt, war 
1946 von den vier Allliierten beschlossen 
worden. Auch hinsichtlich der Umgestaltung 
der Eigentumsverhältnisse herrschte zwi-
schen den Besatzungsmächten zunächst 
weitgehend Übereinstimmung. Der Grund-
besitz sollte enteignet werden (Bodenre-
form) und die großen Konzerne zerschlagen 
werden (Dekartellisierung). 

Bei der US-Regierung und auch bei der 
britischen Regierung fand aber im Verlau-
fe des Jahres 1946 ein Umdenken dahin-
gehend statt, begründet damit, dass die 
bisherige Kooperation mit der Sowjetuni-
on auf der Grundlage der Potsdamer Be-
schlüsse für die USA und England zu un-
erwünschten und nachteiligen Ergebnissen 
geführt habe und somit nicht mehr ihren In-
teressen entspräche. Anfang 1947 wurde 
der amerikanische Außenminister Byrnes 
durch George Marshall abgelöst. Anstelle 
des besiegten und besetzten Deutschland 
erschien von nun an die Sowjetunion als 
Hauptgefahr. Ihr unterstellte man, dass 
sie gegenüber Westeuropa expansive Ab-
sichten hege. Um diese zu vereiteln, wurde 
im März 1947 die so genannte Truman-
Doktrin verkündet, die die USA-Regierung 
auf eine antikommunistische Eindäm-
mungspolitik verpfl ichtete. Mit Blick auf die 
damals starken kommunistischen Parteien 
in Frankreich und Italien beschwor man in 
Washington und London die Gefahr, dass 
ein wirtschaftlich schwaches und verelen-
detes Westeuropa dem Kommunismus 
anheim fallen könnte. Diese Gefahr sah 
man auch für Deutschland. In einem bri-

tischen Geheimpapier wurde sogar vom 
»Kommunismus am Rhein« geschrieben. 
Als notwendig wurde ein rascher Wieder-
aufbau mit Hilfe von Finanzspritzen und 
Warenströmen aus den USA betrachtet. 
So kam der Marshallplan zustande. Er 
war das ökonomische Pendant zur Tru-
man-Doktrin. Die Westzonen waren schon 
deshalb nicht aus dem Marshallplan aus-
zuschließen, weil ein Wiederaufbau West-
europas ohne Produktionsankurbelung 
auch im Rheinisch-Westfälischen Indus-
triegebiet nicht möglich schien. Folglich 
wurden der Industrieniveauplan aufge-
kündigt, die Entfl echtung der Konzerne 
nicht weiter betrieben, das britische und 
amerikanische Besatzungsgebiet im Ja-
nuar 1947 zur Bizone vereinigt, im Juni ein 
Wirtschaftsrat als oberstes deutsches Or-
gan des »Vereinigten Wirtschaftsgebietes« 
geschaffen und der im Februar 1948 durch 
einen Verwaltungsrat, dem de facto Wirt-
schaftsministerien unterstanden, ergänzt. 
In der amerikanischen Entnazifi zierungspo-
litik trat ein Wandel ein. Im Frühjahr 1948 
kam es zu einer Entlassungswelle aus In-
ternierungslagern. »Kleine Nazis« wurden 
nicht mehr behelligt. (In der DDR wurde im 
November 1949 »kleinen Nazis« das aktive 
und passive Wahlrecht zurückgegeben). 

Als der Marshallplan im Juni 1947 ver-
kündet worden war, wurden pro forma auch 
die Sowjetunion und anderen osteuropä-
ische Länder aufgefordert, ihm beizutreten. 
Tatsächlich widersprach seine Zielstellung 
den sowjetischen Interessen an einem 
Deutschland, dessen Neutralität in einem 
Friedensvertrag mit den Siegermächten be-
siegelt werden sollte. Nur so glaubte sich 
die Sowjetunion gegenüber einer deutschen 
militärischen Bedrohung abgesichert. An der 
deutschen Wirtschaftseinheit hielt die sow-
jetische Seite schon deswegen fest, weil sie 
so ihren Anspruch auf Reparationen aus 
den Westzonen aufrecht erhalten konnte. 
Ungeachtet dessen musste die Sowjetunion 

Volksentscheid über Enteignung der Kriegs-
verbrecher in Sachsen

Neues Geld für die Berliner Wertzonen
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auf die im Westen geschaffenen Tatsachen 
reagieren. Im Osten Deutschland setzte die 
sowjetische Besatzungsmacht im Juni 1947 
die Deutsche Wirtschaftskommission (DWK) 
ein. Seit Februar 1948 übte sie de facto die 
Funktionen einer Wirtschaftsregierung für 
die SBZ aus. 

Der entscheidende Schritt zur Schaffung 
eines abgeschlossenen Wirtschaftsgebietes 
erfolgte in Westdeutschland Ende Juni 
1948 mit Durchführung einer Wirtschafts- 
und Währungsreform. Eine Währungsre-
form hatten die vier Alliierten – bereits als 
sie Deutschland noch als wirtschaftliche 
Einheit betrachteten – für unbedingt not-
wendig gehalten, um den gewaltigen, 
durch die nationalsozialistische Kriegsfi nan-
zierung geschaffenen Geldüberhang abzu-
bauen. Ohne eine stabile Währung war ein 
wirtschaftlicher Wiederaufbau Deutschland 
auf Dauer nicht möglich. Nunmehr wurde 
der notwendige Währungsschnitt seitens 
der drei Westalliierten ohne Absprache mit 
der UdSSR vollzogen. Die Währungsreform 
lag in alleiniger Verantwortung der Besat-
zungsmächte. Sie wurde zeitlich gekoppelt 
mit einer von Ludwig Erhard, dem Direktor 
der Verwaltung für Wirtschaft, ausgearbei-
teten und vom amerikanischen Militärgou-
verneur  Clay gebilligten Wirtschaftsreform. 
Diese beendete ein bürokratisches Bewirt-
schaftungssystem, das durch Elemente 
der Planung und Verteilung der Produk-
tions- und Konsumgüterproduktion auf der 
Grundlage administrativ gebildeter Preise 
gekennzeichnet war, durch den Übergang 
zu (überwiegend) freier Preisbildung, d. h. 
durch die Wiederherstellung des marktwirt-
schaftlichen Systems auf der Basis privater 
Wirtschaft. 

Beides, die neue Währung und vor allem 
die Entscheidung für die Wiederherstellung 
kapitalistischer Verkehrsverhältnisse muss-
ten die Westzonen wirtschaftlich eindeutig 
von dem in der Ostzone weiterhin gelten-
den Bewirtschaftungssystem trennen. Die 
westdeutsche Währungs- und Wirtschafts-
reform bedeutete die endgültige Absage an 
den gesamtdeutschen Nachkriegskonsens, 
den Badstübner so charakterisiert hat: »Die 
Überzeugung, dass der Kapitalismus nicht 
das letzte Wort der Geschichte ist, war in 
Deutschland wohl nie so mehrheitsfähig 
wie in der deutschen Zusammenbruchs-
gesellschaft in den Anfangsjahren nach 
Ende des Zweiten Weltkrieges.« Erhards 
»Leitsätzegesetz« stellte auch einen Affront 
gegen Gewerkschaften und SPD dar, die 
damals eine stark mit planwirtschaftlichen 
Elementen durchsetzte Wirtschaft und Mit-
bestimmung in der Wirtschaft auf Betriebs-, 

Landes- wie auch zentraler Ebene befürwor-
teten. 

Möglich wurde Erhards Alleingang durch 
die Vollmachten, die er als Direktor der Ver-
waltung für Wirtschaft im Wirtschaftsrat be-
saß. Die ihm verliehenen außerordentlichen 
Vollmachten wurden seinerzeit in der west-
deutschen Öffentlichkeit mit Skepsis aufge-
nommen. Die »Süddeutsche Zeitung« gab 
ihrem Bericht über Erhards Wirtschaftsre-
form – auf das Jahr 1933 anspielend – die 
Schlagzeile »Ein wirtschaftliches Ermäch-
tigungsgesetz«. Die »Frankfurter Rund-
schau« schrieb von »bedenklichen Wegen 
im Wirtschaftsrat« und erinnerte: »Wir ha-
ben schlechte Erfahrungen in Deutschland 
gemacht mit solchen Blankovollmachten.« 
Durch die Presse geisterte das Wort vom 
»wirtschaftlichen Diktator«. Erst eine spä-
tere, Erhards Durchsetzung marktwirt-
schaftlicher Regulierung verherrlichende 
Geschichtsschreibung hat aus dem Direk-
tor für Wirtschaft den »liberalen«, sogar den 
»wohlmeinenden Diktator« gemacht und 
beschrieben, wie er, »ohne Kanzler, Kabi-
nett, Partei, Fraktion, Parlament oder Ver-
bände fragen zu müssen, einfach das tat, 
von dem er wusste, es sei richtig«.

Erhard selbst fochten weder die Schel-
te der SPD, noch die schlechte Presse, die 
er für sein Vorgehen bekam, an. Er wollte 
nicht, dass seine Deregulierungsmaßnah -
men durch irgendwelche gewerk schaftlich-
en Mitentscheidungsgremien beschnitten 
oder durch SPD-Interessen repräsentieren-
de Beratungsgremien zerredet würden.

Erhard hatte jedoch seine Rechnung 
ohne die Bevölkerung Westdeutschlands 
gemacht. Die weniger Bemittelten merkten 
sehr bald, dass ihnen für den Erwerb der 
nunmehr in den Schaufestern zu Schau ge-
stellten und ohne Karten zu erwerbenden 
Lebensmittel und anderen Verbrauchsgü-
ter das notwendige Geld fehlte, weil sie 
erstens durch die Währungsreform ihre 

Ersparnisse fast vollständig verloren hatten 
und zweitens die freigegebenen Preise für 
Lebensmittel und Verbrauchsgüter rasch in 
die Höhe schnellten. Bereits im Juli, dem 
ersten Monat nach der Währungsreform, 
waren 42 % der Bevölkerung laut Mei-
nungsumfragen der Auffassung, dass ihr 
Leben schwieriger geworden war. Betrach-
teten sie sich als Verlierer, so sahen sie auf 
der anderen Seite die Gewinner von Wäh-
rungs- und Wirtschaftsreform: Die Sach-
besitzer, die ihr Vermögen behalten hatten 
und es durch Produktionsausweitung und 
Preiserhöhungen rasch vermehren konn-
ten. Nach einer Meinungsumfrage vom Juli 
1948 beklagten 79 % der Westdeutschen, 
dass einige Gruppen überproportional bei 
der Währungs- und Wirtschaftsreform 
gewonnen hätten. Unter den »Währungs-
gewinnlern« nannten 62 % der Befragten 
Kaufl eute, 38 % benannten Fabrikanten und 
20 % ganz allgemein die »Kapitalisten«. Es 
kam seit September 1948 in vielen Städten, 
von Kiel bis München, zu Teuerungsunru-
hen. Sie gipfelten am 28. Oktober 1948 in 
den »Stuttgarter Vorfällen«. Um die dortigen 
Straßenproteste zu unterdrücken sah sich 
der amerikanische Militärgouverneur Clay 
veranlasst, Panzer gegen Demonstrierende 
einzusetzen. (Ähnlich massiv reagierten die 
sowjetischen Besatzungstruppen in Städ-
ten Ostdeutschlands auf die Straßenpro-
teste des 17. Juni 1953). Die »Stuttgarter 
Vorfälle« und ein für den 12. November 
von den Gewerkschaften nach längerem 
Zögern angesetzter Generalstreik in der Bi-
zone, an dem sich mehr als neun Millionen 
Arbeiter und Angestellte beteiligten, ließen 
Clay und den CDU-Chef Konrad Adenauer 
darauf dringen, dass Erhard staatlich sub-
ventionierte, preisgünstige Produktionen 
anschob, wodurch die freie Marktwirtschaft 
sozialer wurde. Erhard beugte sich, wenn 
auch widerwillig und sprach von »sozialver-
pfl ichteter Marktwirtschaft«. 

Betrachtet man die wirtschaftliche Ent-
wicklung in der sowjetischen Besatzungs-
zone, so scheint es auf den ersten Blick so, 
als ob dort viel eher, schon zwei Jahre vor 
Erhards Wirtschaftsreform, die Herausbil-
dung einer abgesonderten Wirtschaftsein-
heit innerhalb Deutschlands begonnen ha-
be. Bereits im Herbst 1945 war in der SBZ 
eine Bodenreform beschlossen worden, 
die die Enteignung und die Aufteilung des
Grundbesitzes über 100 Hektar bestimm-
te. Im Juni 1946 war in der Ostzone nach 
einem positiv ausfallenden Volksentscheid 
in Sachsen (77,6 % Ja-Stimmen) die Enteig-
nung der Konzerne als Mittel zur Bestrafung 
der »Kriegsverbrecher und Naziaktivisten« Ludwig Erhard (1897–1977)
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Tatsache geworden. Doch ist zu berück-
sichtigen, dass im Juni 1946 auch in der 
Hessischen Verfassung ein Artikel 41 fest-
geschrieben wurde, der die Enteignung der 
großkapitalistischen Nazi- und Kriegsver-
brecher und die Überführung ihrer Betriebe 
in öffentliches Eigentum verlangte. Die von 
Seiten der amerikanischen Besatzungs-
macht geforderte gesonderte Abstimmung 
über Artikel 41 führte zu einer 72 % igen 
Zustimmung der Abgeordneten des Hes-
sischen Landesparlaments. In den Ländern 
der britischen Zone, in der zunächst keine 
Verfassungen ausgearbeitet wurden, brach-
ten Abgeordnete von SPD und KPD Sozi-
alisierungsinitiativen ein. Was die Bodenre-
form in der SBZ betrifft, in deren Vollzug alle 
Wirtschaften über 100 ha enteignet wur-
den, so weist Fülberth darauf hin, dass es 
sich »insofern nicht um eine ökonomische 
Spaltung Deutschlands handelte, als land-
wirtschaftlicher Großgrundbesitz im Westen 
weit weniger verbreitet war. Die agrarische 
Eigentumsstruktur im Osten ist durch die 
Bodenreform eher derjenigen der westlichen 
Besatzungszonen angeglichen worden, wo 
95,9 % (französische Zone) bzw. 95,1 % 
(amerikanische Zone) der Gesamtnutzfl äche 
von Betrieben mit einer Größe von unter 
100 Hektar bewirtschaftet wurde. Selbst in 
der britischen Zone waren es noch 93,9 %. 
Auf dem Gebiet der DDR hatte dieser Anteil 
vor der Bodenreform nur 70,3 % betragen, 
nach der Bodenreform dagegen 95 %. 

Es bleibt also festzuhalten: Der entschei-
dende Schritt zur endgültigen Aufhebung 
der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands 
und zur Entstehung zweier Binnenmärkte 
innerhalb des Vierzonengebietes ist durch 
die von den drei Westalliierten und von Er-

hard zu verantwortende Währungs- und 
Wirtschaftsreform vollzogen wurde. Schon 
um eine Überschwemmung der Ostzo-
ne mit den durch die Währungsreform im 
Westen wertlos gewordenen Reichsmark-
scheinen zu verhindern, mussten die sow-
jetischen Behörden auch für die SBZ eine 
Währungsreform durchführen, die wenige 
Tage nach der westdeutschen, am 23. Juni 
1948 vorgenommen wurde. 

Auch die Währungsreform im Osten war 
de facto an eine Wirtschaftsreform gekop-
pelt. Die Umtausch-Relationen begünstig-
ten eindeutig staatliche gegenüber privaten 
Eigentumsformen und am 30. Juni 1948 
wurde mit der Verkündung eines Zwei-
jahres-Wirtschaftsplanes für 1949–1950 
und einem ihm vorgelagerten Halbjahr-
plan durch die SED der Übergang von der 
Nachkriegs-Bewirtschaftungsordnung zur 
Planwirtschaft eingeleitet. 

Wie der Warenaustausch zwischen den 
nunmehr durch verschiedene Währungen 
getrennte und von ihrer Funktionsweise 
deutlich unterschiedliche Binnenmärkte 
vollzogen werden sollte, war ungeklärt. Je-
doch kam es, ehe noch darüber nachge-
dacht werden konnte, in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit den Währungsreformen 
zu Maßnahmen der Alliierten, die den In-
terzonenhandel monatelang vollständig 
zusammenbrechen ließen. Als Antwort auf 
die einseitige Währungsreform in den drei 
Westzonen und den Versuch, die den sow-
jetischen Interessen widersprechende wirt-

schaftliche Separierung Westdeutschlands 
zu verhindern bzw. wenigstens Westberlin 
fi nanztechnisch und damit wirtschaftlich der 
Ostzone anzuschließen, begann die Sowje-
tische Besatzungsmacht die Warentrans-
porte aus den Westzonen nach Berlin zu 
blockieren. Daraufhin verhängten die West-
mächte eine Gegenblockade, wodurch 
auch der Warenaustausch der SBZ mit 
den Westzonen zum Erliegen kam. Die im 
Juni/Juli 1948 errichteten wechselseitigen 
Blockaden wurden erst im Mai 1949 wieder 
aufgehoben. Eine Formel, wie der Waren-
austausch zwischen den beiden deutschen 
Binnenmärkten in Zukunft vollzogen werden 
sollte, wurde nicht vor Oktober 1949 gefun-
den, als bereits zwei deutsche Staaten ent-
standen waren. Die Handelsströme hatten 
sich aber in der Zeit von Blockade und Ge-
genblockade in West- wie Ostdeutschland 
auf die Staaten der Besatzungsmächte 
bzw. ihrer politischen Verbündeten ausge-
richtet. Besonders deutlich wird das am 
Beispiel der kleineren und deshalb vom 
Warenaustausch mit dem Ausland stär-
ker abhängigen DDR. Hatten ostdeutsche 
Betriebe vor dem Zweiten Weltkrieg ihre 
Waren zu fast zwei Dritteln mit westdeut-
schen Unternehmen ausgetauscht, so traf 
das 1950 nur noch für knapp ein Viertel zu. 
Gleichzeitig war der Anteil der Sowjetunion 
und anderer osteuropäischer Länder am 
grenzüberschreitenden Warenverkehr von 
einem Sechstel auf fast zwei Drittel gestie-
gen. Wertmäßig war der Handel zwischen 

Grafi k 1

Plakat zur Bodenreform
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Wie der Widerstand gegen Preistreibe-
rei im Herbst 1948 im Westen und die 
Forderungen nach nicht durch Karten li-
mitierten Konsum im Osten im gleichen 
Zeitraum zeigen, erwartete das Gros der 

Bevölkerung in West- und Ostdeutsch-
land von der Regierung – nach den Hun-
gerjahren der Nachkriegszeit völlig ver-
ständlich – vor allem eine Verbesserung 
ihrer Lebensbedingungen. Die Legitimität 

4. Die wirkliche Legitimationsgrundlage beider deutscher 
Staaten: Wirtschaftsaufschwung und Verbesserung 
des Lebensstandards

Ost- und Westdeutschland (1950 gegen-
über 1936) auf ein Zehntel gefallen. (Vgl. 
Grafi k 1)

Blickt man auf die wirtschaftlichen Ereig-
nisse in Deutschland nach 1945 zurück, die 
gekennzeichnet sind von der Entwicklung 
eines anfangs noch aufrechterhaltenen ein-
heitlichen Binnenmarktes zu zwei vonein-
ander abgeschotteten Binnenmärkten und 
vergleicht die Daten, die die Auseinanderent-
wicklung bis zur endgültigen Trennung mar-
kieren, so wird deutlich, dass sich die poli-
tischen Staatsgründungen im Nachvollzug 
der Entstehung von zwei von einander abge-
grenzten Wirtschaftseinheiten vollzogen. 

Tatsächlich ist es dann auch eine wirt-
schaftliche Problematik gewesen, die den 
Wahlkampf um die Abgeordnetensitze im 
ersten deutschen Bundestag bestimmt hat. 
Die CDU hatte im Juli 1949 mit den »Düs-
seldorfer Leitsätzen« die »Soziale Markt-
wirtschaft« zum zentralen Wahlkampfthema 
gemacht. Erhard wie Adenauer attackierten 
mit scharfen Tönen das planwirtschaftliche 
Konzept der SPD und der Gewerkschaften. 
Diese hatten der »freien Marktwirtschaft 
Professor Erhards« vor den Wahlen den 
Kampf angesagt und wandte sich gegen 
dessen diffamierende Ausfälle gegen die 
von der SPD befürwortete Planwirtschaft: 
»Wir wollen nicht die Planung jeder Käse-
scheibe und auch nicht die Sozialisierung 
der Friseurläden, aber wir wünschen Pla-
nung in der Spitze und die Lenkung von 
Krediten und Rohstoffen für jene Industrie, 
von denen das Funktionieren der übrigen 
abhängt.« Erhard urteilte später, auf den 
Sommer 1949 rückblickend: »Der erste 
Wahlkampf ist praktisch nur um die Soziale 
Marktwirtschaft geführt worden und um die 
Probleme, die sich darum rankten, wie Prei-
se, Selbständigkeit, Freiheit. In jenem ersten 
Wahlkampf waren ›Soziale Marktwirtschaft‹ 
und ›CDU‹ zu einer Identität geworden.« 

Die Wählerschaft der Bundesrepublik 
war gespalten. Insgesamt 7,3 Millionen 

(31,0 %) stimmten für die CDU (25,2 %) 
bzw. die CSU (5,8 %) und 6,9 Millionen 
(29,2 %) für die SPD. Adenauer kam nur mit 
Hilfe einiger kleiner Parteien an die Macht, 
mit der die Christdemokraten eine Koalition 
bildeten, und sich so eine äußerst knappe 
Mehrheit sichern konnten. Dafür scheute er 
sich nicht, seine Mitte-Rechts-Regierung 
mit drei Ministern von Parteien zu bilden, 
die gegen das Grundgesetz gestimmt hat-
ten – CSU und Deutsche Partei. 

Im Osten Deutschlands war 1949 der Zwei-
jahrplan angelaufen. Die niedrigen wirt-
schaftlichen Ausgangswerte verlangten be-

sondere Anstrengungen. Dies sollten durch 
Entlohnung nach der Arbeitsleistung attraktiv 
gemacht werden. Doch die Appelle zu hö-
heren Produktionsleistungen in der »Aktivis-
ten- und Wettbewerbsbewegung« griffen 
erst, als nicht nur mehr Geld gezahlt sondern 
auf nachdrückliche Forderungen aus ver-
schiedensten Bevölkerungskreisen hin über 
die Lebensmittelkartenversorgung hinaus in 
»freien Läden« Waren von besserer Qualität 
erworben werden konnten, für die keine Be-
wirtschaftungsvorschriften mehr galten. Die 
ersten HO-Läden wurden im November 1948 
eingerichtet. Im Jahre 1949 fanden sie über 
die gesamte Ostzone/DDR Verbreitung. 

der im Herbst 1949 gebildeten Kabinette 
Adenauer und Grotewohl wurde in erster 
Linie an dieser Frage gemessen. Nur eine 
Minderheit interessierte sich dafür, ob die 
»Gründungsväter des Grundgesetzes« 

HO-Warenhaus am Alexanderplatz in Berlin  Foto: dpa
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Grafi k 3

Grafi k 2

als Abgeordnete demokratisch gewählt 
oder als Sachverständige administrativ 
eingesetzt worden waren bzw. ob die 
Wahl der Vertreter des Deutschen Volks-
rates, aus dem dann die DDR-Volkskam-
mer hervorging, auf der Grundlage meh-
rerer Listen oder durch eine Einheitsliste 
erfolgte. Der Unmut, der sich im Herbst 
1948 in der Bizone gegen Erhard richte-

te und in Forderungen nach seinem so-
fortigen Rücktritt gipfelte, hatte seinen 
Grund nicht darin, dass Erhard sich im 
Juni zum »Wirtschaftsdiktator« aufge-
schwungen hatte, sondern dass seine 
Reformen einseitig die verhältnismäßig 
kleine Gruppe der »Währungsgewinnler« 
materiell bevorzugte und den »kleinen 
Mann« am – von der Währungsreform 

ausgelösten – Wirtschaftsaufschwung 
kaum teilhaben ließ. Es war die Hoffnung 
auf wirtschaftlichen Aufschwung die die 
Westdeutschen zu Bundesbürgern wer-
den ließ, nicht das Studium des Grundge-
setzes. Immerhin äußerten im März 1949 
noch 40 % der Westdeutschen, ihnen sei 
die zukünftige Konstitution gleichgültig. 
Noch im Jahre 1954 kannten mehr als die 
Hälfte der Bundesbürger das Grundge-
setz überhaupt nicht, waren aber bereit, 
für die CDU zu stimmen, weil auf deren 
Seite Erhard, der »Vater des Wirtschafts-
wunders«, stand. 

Betrachtet man unter dem Aspekt der bes-
seren Versorgung die Chancen der Regie-
rungen der BRD und der DDR, als legitime 
Vertreter der Interessen des Volkes ange-
sehen zu werden, so hatte die ostdeutsche 
Regierung 1949 weitaus schlechtere Kar-
ten als die westdeutsche. Das hängt eng 
mit der unterschiedlichen Wirtschaftsent-
wicklung zusammen, die West- und Ost-
deutschland nach 1945 nahmen. Vor dem 
Kriege hatten das da malige Mitteldeutsch-
land und Westdeutschland annähernd das 
gleiche Wirtschaftsniveau besessen. Der 
Krieg hatte in ganz Deutschland zu erheb-
lichen Zerstörungen geführt, jedoch noch 
nicht zu einem signifi kanten Auseinander-
driften der Wirtschaftskraft von West- und 
Ostdeutschland. Das änderte sich jedoch 
infolge der unterschiedlichen Reparations-
last, die die sowjetische Besatzungszone 
einerseits und die Westzonen anderer-
seits zu tragen hatten. (Vgl. Grafi k 2) Im 
Jahr der höchsten Belastung – im Jahre 
1946 – musste die Ostzone Reparationen 
im Werte von nahezu der Hälfte ihrer Er-
zeugung leisten, die Westzonen dagegen, 
bei größerer Belastung der französischen, 
gegenüber der britischen und amerika-
nischen Zone, nur auf ein Siebentel der 
Erzeugung verzichten. Im Gründungsjahr 
beider deutscher Staaten betrug die Re-
parationslast in der DDR noch ein Fünftel, 
in der Bundesrepublik dagegen nur noch 
ein Siebzehntel der Erzeugung.

Die unterschiedliche Reparationslast 
kam dadurch zustande, dass die Wieder-
gutmachungsleistungen an die Sowjet -
union aus den Westzonen ab dem Früh-
jahr 1946 nach und nach eingestellt wur-
den. Die Sowjetunion hielt sich daraufhin 
an »ihrer« Zone schadlos. Zwar war in der 
SBZ der Start aus der wirtschaftlichen 
Nachkriegslähmung recht gut gelungen,
jedoch ließ sich dieses Tempo nicht 
durchhalten. Was die Industrieproduktion 
betrifft, so hatten bereits Mitte 1947 die 
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Grafi k 4

Grafi k 5

vergleichweise wenig belasteten West-
zonen aufgeholt, Anfang 1948 die Bi-
zone die SBZ überrundet und 1949, im 
Gründungsjahr beider deutscher Staaten, 
lag die SBZ bereits deutlich zurück. (Vgl. 
Grafi k 3) 

Das Jahr 1949 war, wenn man die 
Entwicklung des Bruttosozialprodukts im 
Westen und Osten vergleicht (Grafi k 4), 
das ungünstigste Jahr für die SBZ/DDR. 
Die Jahre 1948 und 1949 waren aber zu-
gleich, was den Umfang amerikanischer 
Hilfslieferungen an industriellen Rohstof-
fen, Nahrungsmitteln, Maschinen und 
Fahrzeugen für Westdeutschland betraf, 
die umfangreichsten der Nachkriegszeit 
(Vgl. Grafi k 5). Die im Osten aufgrund 
hoher Reparationsleistungen und dem 
Ausbleiben fremder Hilfe nur die Hälfte 
bis zwei Drittel des Westniveaus errei-
chenden Investitionen bewirkten, dass 
der Rückstand der SBZ/DDR gegenüber 
dem Westen Deutschlands auch in den 
1949 folgenden Jahren nicht aufgeholt 
werden konnte. Als in der Bundesrepublik 
für Otto Normalverbraucher spürbare Ver-
besserungen im Lebensstandard wirksam 
zu werden begannen und sein Misstrauen 
gegenüber dem neuen Staat schwand, 
wurde der Rückstand der DDR nicht nur 
in der Produktion, sondern auch bei der 
Versorgung mit Konsumgütern deutlich. 
Die zunehmende Diskrepanz im Lebens-
standard ließ für viele Ostdeutsche keine 
Loyalität zu ihrem Staat aufkommen und 
sie suchten den Anschluss an das Wirt-
schaftswunder für sich und ihre Familien 
durch Übersiedlung in den Westen – ins-
gesamt etwa. 2,7 Millionen von 18 Millio-
nen Menschen zwischen 1949 und 1961. 

Erst 1959 sanken die Reparationsliefe-
rungen der DDR an die Sowjetunion unter 
ein Prozent der Erzeugung. 1959 wur-
de im Osten zum Jahr mit dem größten 
wirtschaftlichen Wachstum in der zweiten 
Hälfte der 50 er Jahre und war gleichzei-
tig das Jahr mit der geringsten Zahl von 
Übersiedlern aus der DDR in den Wes-
ten.
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Welcher Auffassung würden Sie eher zustim-
men? Mit welchen Argumenten aus würden 
Sie ihre Meinung begründen wollen?

1. Es handelte sich 1949 um eine dop-
pelte Staatsgründung wegen der an-
nähernden Zeitgleichheit und der vieler 
Gemeinsamkeiten im politischen Pro-
zess der Entstehung beider deutscher 
Staaten
oder: um eine wirkliche Staatsgründung 
(West) einerseits und eine Pseudo-
Staatsgründung (Ost) andererseits.

2. Die Staatsgründung war im Westen eine 
Entscheidung des Volkes, im Osten die 
einer Besatzungsmacht 
oder: Die Staatsgründung vollzog sich 
unter strikter Kontrolle durch die jewei-
lige Besatzungsmacht, die sich wich-
tigste Souveränitätsrechte weiterhin 
vorbehielt.

3. Die Staatsgründung Ost geschah auf 
der Grundlage sowjetischer Staatstra-
ditionen und im Westen auf der Grund-
lage der Staatstradition der Weimarer 
Republik
oder: Die für beide Staatsgründungen 
geschaffenen Verfassungen gründeten 
sich trotz mancher Kritik auf der Tradi-
tion der Weimarer Republik.

4. Die Staatsgründung im Westen war ge-
samtdeutsch orientiert, die im Osten vor 
allem separatistisch
oder: In beiden Fällen betrachteten die 
Politiker die Staatsgründung als einen 
Schritt in Richtung künftige Einheit und 
den neuen Staat als Kern des wieder zu 
vereinigenden Deutschlands.

5. Bei der Herausbildung zweier deutscher 
Staaten handelte es sich um einen poli-
tisch dominierten Prozess
oder: Bei der Herausbildung zweier deut-
scher Staaten handelte es sich um einen 
wirtschaftlich dominierten Prozess. 

6. Die sowjetische Seite betrieb mit einer 
separaten Währungsreform Ost wirt-
schaftlich die Spaltung während sie die 
Westalliierten zunächst keine Aktivitäten 
in diese Richtung unternahmen
oder: Die Westalliierten betrieben die 
wirtschaftliche Spaltung Deutschlands, 

während die Sowjetunion zunächst kei-
ne in diese Richtung unternahm.
Führe Gründe für die jeweilige Einstel-
lung der Alliierten an!

7. Die (durch Erhard) kombinierte Wäh-
rungs- und Wirtschaftsreform prädes-
tinierte die Entwicklung der Bundesre-
publik
oder: Die Entscheidung über die Ge-
staltung des Wirtschaftssystems in der 
Bundesrepublik blieb den Vätern des 
Grundgesetzes vorbehalten.

8. Das Wirtschaftssystem der späteren 
DDR wurde mit der Bodenreform und 
der Verstaatlichung der Großbetriebe 
von 1945 bzw. 1946 entschieden
oder: Das Wirtschaftssystem der DDR 
wurde durch Währungsreform 1948 
und Zweijahrplan geprägt.

9. Die DDR hatte bei ihrer Gründung auf 
ökonomischen Gebiet wegen ihrer 
Hinwendung zur Planwirtschaft einen 
schlechteren Standwährend die BRD 
wegen ihrer Akzeptanz der Marktwirt-
schaft wirtschaftlich weiter vorange-
kommen war
oder: Die wirtschaftliche Entwicklung 
zwischen 1945 und 1949 in den Westzo-
nen und in der Ostzone war wesentlich 
durch die ungleiche Verteilung der Repa-
rationslasten (Abzüge vom geschaffenen 
Produkt) bzw. die einseitige Gewährung 
von Fördermitteln (Zuführungen zum ge-
schaffenen Produkt) bestimmt. 

10. Die Legitimation beider deutscher Staa-
ten entschied sich durch ihre Gründung: 
Die BRD wurde im Einverständnis mit 
der Volksmeinung, die DDR ohne Rück-
sichtsnahme auf die Haltung der Bevöl-
kerung gegründet
oder: Die Legitimation beider deutscher 
Staaten entschied sich nach ihrer Grün-
dung durch verbesserte Wirtschafts-
leistung und das Tempo der Steigerung 
des Lebensstandards. Diesbezüglich 
hatte die BRD die besseren Karten und 
verfügte damit auch über die größere 
Legitimation.

11. Testen Sie Ihre Argumentationssicher-
heit in Konfrontation mit jenen zeitge-
nössischen Wahlaussagen der CDU, 

5. Statt eines Resümees: 
Fragen, die sich jeder selbst beantworten kann

die ihr damals halfen, stärkste Partei im 
Bundestag zu werden.

a) »Wir hatten Glück in jenem Jahr 1948. 
Ein Mann machte Schluss mit der Be-
zugsscheinwirtschaft, mit Zuteilungen und 
Schlangestehen. Mutig zerriss er die ›Be-
hördlichen Vorschriften zur Bewirtschaf-
tung gewerblicher Erzeugnisse‹. An Stelle 
der Kommandowirtschaft setzte er die 
SOZIALE MAKRTWIRTSCHAFT. Er sagte 
›Von jetzt ab ist Geld der einzige Bezugs-
schein‹. Geld aber wird nicht zugeteilt, es 
wird durch harte Kopf- und Handarbeit 
verdient. Darum soll jeder, sei er Arbeiter 
oder Unternehmer, am ›freien Markt‹ der 
Wirtschaft verdienen, was Können und 
Arbeitslust ihm einbringen. Nur das ist die 
echte soziale Gerechtigkeit!« 

b) »Die Währungsreform bringt endlich 
das lang ersehnte gesunde Geld – jetzt 
kommt die ungeheure Maschinerie der 
Versorgung unseres Volkes mit Lebens-
bedarf wieder in Gang und drei Jahre 
später läuft die Deutsche Wirtschaft wie-
der ›volle Kraft voraus!‹ Wer rettete uns 
aus dem Elend? Es gibt nur eine nüch-
terne Antwort: unsere Arbeiterschaft und 
unsere Unternehmer, durch ihre Zusam-
menarbeit in der Freiheit der SOZIALEN 
MARKTWIRTSCHAFT!« 

c) »Die SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT 
brachte unseren Frauen im Jahre 1948 
die Befreiung von der elenden Karten-
wirtschaft. … Die seitdem vollbrachte 
Gemeinschaftsleistung der deutschen Ar-
beiter und Unternehmer, der Wiederauf-
bau unserer Wirtschaft wird von unseren 
Frauen anerkannt. … Unsere Frauen wis-
sen, was freie Auswahl beim Einkauf, was 
reichliches Angebot und gute Qualität 
bedeuten. Ihr sicheres Gefühl sagt ihnen: 
die freie Konkurrenz zwingt die Wirtschaft 
dazu, immer mehr, immer besser und 
immer billiger zu produzieren, und bringt 
uns allen darum eine besseres Leben. 
Fragt die Frauen! Sie wollen Sicherheit. 
Aber sie interessieren sich auch für den 
›freien Wettbewerb‹, sie lieben die bunte 
Vielfalt des Lebens. Das graue Einerlei 
einer staatlichen Befehlswirtschaft leh-
nen sie ab – sie leben glücklicher in der 
Freiheit unserer SOZIALEN MARKTWIRT-
SCHAFT, und sie wissen warum.« 
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